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dArüBer Wird ABGestimmt

Beschluss des Gemeinderates vom 23. Januar 2012 (Um-
setzungsvorlage zur Volksinitiative «Für ein fussgänger-
freundliches Zentrum»)

der Gemeinderat hat am 23. Januar 2012 basierend auf dem An-
liegen der Volksinitiative «Für ein fussgängerfreundliches Zent-
rum» eine Umsetzungsvorlage beschlossen. diese sieht im Gebiet 
zwischen  Bahnlinie – Bahnhofstrasse – Zürichstrasse – Amts-
strasse eine fussgängerfreundliche Gestaltung durch die neure-
gelung des Verkehrsregimes vor. Vorgesehen ist das Anbringen 
von Fahrverboten mit den Zusatztafeln «Zufahrt jederzeit für Bus, 
taxi, Güterumschlag und Berechtigte mit Bewilligung gestattet» 
bzw. «Zubringerdienst gestattet». sodann ist vorgesehen, park-
plätze an der Bankstrasse aufzuheben und einer neuen nutzung 
für taxi, Velos, Gartenrestaurant usw. zuzuführen. 
Gegen den entsprechenden Beschluss ist von mitgliedern des Ge-
meinderates das Behördenreferendum ergriffen worden, weshalb 
über die Umsetzungsvorlage abzustimmen ist. 

informationen zur Vorlage seiten 3  -  7
meinung der mehrheit des Gemeinderates seiten 7  -  8
meinung der minderheit des Gemeinderates seite  8
meinung der Vertreter des Behördenreferendums seiten 8  - 10
meinung des stadtrates seite  10
Abstimmungsempfehlung seite  11

Die Abstimmungsfrage lautet:

Wollen sie folgende Vorlage annehmen?

Beschluss des Gemeinderates vom 23. Januar 2012 (Umsetzungs-
vorlage zur Volksinitiative «Für ein fussgängerfreundliches Zent-
rum»)
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dAs WichtiGste in kürZe

die Volksinitiative «Für ein fussgängerfreundliches Zentrum» fordert, dass das 
Zentrum der stadt Uster durch den erlass eines allgemeinen Fahrverbotes 
für motorfahrzeuge fussgängerfreundlich ausgestaltet wird. die Zufahrt zum 
Bahnhof und zur post ist zu gewährleisten; Fahrten für Anwohnerinnen und 
Anwohner, Zulieferer, Busse und taxis sollen gestattet bleiben. der Gemeinde-
rat Uster beauftragte den stadtrat mit der Ausarbeitung einer Umsetzungsvor-
lage zur Volksinitiative. entgegen dem Antrag des stadtrates, die Umsetzungs-
vorlage abzulehnen, beschloss der Gemeinderat, diese zu genehmigen. Gegen 
den Beschluss des Gemeinderates wurde das Behördenreferendum ergriffen, 
weshalb es heute zur Abstimmung kommt.  

die VorlAGe im detAil

a) Ausgangslage
Am 16. Februar 2010 wurde der stadtverwaltung Uster die Volksinitiative «Für 
ein fussgängerfreundliches Zentrum» eingereicht. der initiativtext lautet wie 
folgt:

«die unterzeichnenden, in der stadt Uster wohnhaften stimmberechtigten 
schweizer Bürgerinnen und Bürger stellen gestützt auf Art. 10 der Gemeinde-
ordnung vom 25. november 2007, folgendes als allgemeine Anregung formu-
liertes initiativbegehren:
das Verkehrsregime im Zentrum der stadt Uster – d. h. im Geviert zwischen 
Bahnlinie, Bahnhofstrasse, Zürichstrasse und Amtsstrasse – wird nach folgen-
den Grundsätzen ausgestaltet:
□	 Erlass eines allgemeinen Fahrverbots für motorfahrzeuge;
□	 Fahrten	von	Anwohnerinnen	und	Anwohnern,	Zulieferern,	Bussen	und		
 taxis bleiben gestattet;
□	 Die	Zufahrt	zum	Bahnhof	und	zur	Post	ist	zu	gewährleisten.»

An der sitzung vom 4. oktober 2010 nahm der Gemeinderat vom Zustan-
dekommen der Gültigkeit und dem inhalt der Volksinitiative «Für ein fuss-
gängerfreundliches Zentrum» kenntnis. mit 17 : 14 stimmen unterstützte 
der Gemeinderat die initiative und beauftragte den stadtrat, eine der ein-
gereichten Volksinitiative entsprechende Vorlage auszuarbeiten. Auftragsge-
mäss unterbreitete der stadtrat in der Folge dem Gemeinderat die geforderte 
Umsetzungsvorlage. in der vorberatenden kommission des Gemeinderates 
(kommission planung und Bau) wurde der Vorschlag des stadtrates intensiv 
beraten und in Absprache mit dem initiativkomitee dahingehend koordiniert, 
dass dem Gemeinderat eine bereinigte Umsetzungsvorlage unterbreitet wer-
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den konnte. dieser stimmte der Gemeinderat am 23. Januar 2012 mit 17 : 16 
stimmen zu. Gegen diesen Beschluss ergriffen ratsmitglieder das Behörden-
referendum. Aus diesem Grund hat das Volk heute über die Umsetzungsvor-
lage zu entscheiden.

b) Projektvorlage
das projekt (Umsetzungsvorlage) bezüglich des geforderten fussgänger-
freundlichen Zentrums ist im nachfolgenden situationsplan symbolisch dar-
gestellt.
das projekt basiert auf unterschiedlichen Fahrverbotszonen, welche das heu-
tige Verkehrsregime mit den nachfolgend aufgezählten signalisationstechni-
schen Verkehrsanordnungen für den motorisierten individualverkehr neu re-
geln:
−	 Verbot für motorwagen, motorräder und motorfahrräder (rot):
 «Zufahrt jederzeit für Bus, taxi, Güterumschlag und Berechtigte mit  
 Bewilligung gestattet»
−	 Verbot	für	Motorwagen,	Motorräder	und	Motorfahrräder	(violett):
 «Zubringerdienst gestattet»
die entsprechenden massnahmen sind rot resp. violett in der karte eingetra-
gen und werden für die nachfolgenden teilabschnitte umschrieben:
Abschnitt Bankstrasse (einmündung poststrasse bis einfahrt parkgarage coop-
Bahnhofpassage) sowie nördlicher teil der Webernstrasse (rot)
Fahrverbot: «Zufahrt jederzeit für Bus, taxi, Güterumschlag und Berechtigte 
mit Bewilligung gestattet»

Aus verkehrlicher sicht bereitet die Bankstrasse beim Bahnhof probleme. das 
nebeneinander der orts- und regionalbusse, welche viertelstündlich gleich-
zeitig den Bushof verlassen resp. anfahren, die sehr hohe Querungsfrequenz 
der Zufussgehenden, die stark frequentierten Veloparkanlagen mit 1280 Ab-
stellplätzen, der nicht bescheidene motorisierte individualverkehr sowie das 
kommen und Gehen zur bestens ausgelasteten s-Bahn bergen ein hohes kon-
fliktpotenzial.	Mit	 einem	 Fahrverbot	 für	 den	motorisierten	 Individualverkehr	
auf diesem streckenabschnitt kann die Verkehrssituation entschärft werden. 
die durchfahrt resp. Zu- und Wegfahrt steht somit nur noch den Bussen, 
taxis, der Anlieferung und den Anwohnenden, welchen eine Berechtigungs-
karte ausgehändigt wird, zur Verfügung. eine solche verkehrliche Beruhigung 
entspricht auch einer Forderung der Verkehrsbetriebe Zürichsee und oberland 
(VZo). durch diese massnahmen müssen 20 öffentlich bewirtschaftete park-
felder aufgehoben resp. umgenutzt werden. ein ersatz für diese aufzuheben-
den parkplätze kann zurzeit nicht angeboten werden. Gemessen an den über 
1000 vorhandenen parkplätzen im Zentrum von Uster ist dies ein bescheide-
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ner Anteil. durch die Aufhebung entsteht indes willkommener raum für ander-
weitige nutzungen wie Güterumschlag, neuordnung der taxistandorte, Velo-
abstellplätze sowie mehr raum für die Zufussgehenden oder für die Belebung 
durch grosszügigere Anordnung der Freiraumbestuhlung vor den restaurants. 
der Veloverkehr wird weiterhin gewährleistet, indes wird die durchfahrt für 
den motorisierten individualverkehr unterbunden. Auch die Bahnhofvorfahrt 
auf der ostseite bleibt gewährleistet; die erschwerte Zufahrt von Westen wird 
insofern gemildert, indem im norden an der industriestrasse eine kiss+ride-
Anlage signalisiert wird.

Abschnitt untere poststrasse (rot)
in diesem teilabschnitt wird die heutige signalisation mit der Berechtigung der 
ein- und Ausfahrt der Busse in den Brunnenkreisel beibehalten.
restliches strassengebiet im perimeter (violett)
Verbot: «Zubringerdienst gestattet»

die Bankstrasse im Abschnitt Bahnhofstrasse bis poststrasse, der obere teil 
der poststrasse, der östliche teil der Gerichtsstrasse, die Webernstrasse zwi-
schen Gerichts- und tannenzaunstrasse und der östliche teil der tannenzaun-
strasse wird ebenfalls mit einem «dreiteiligen» Verbot für den motorisierten 
individualverkehr signalisiert. entgegen dem Bereich rund um den Bushof ist 
hier der Zubringerdienst gestattet. dies bedeutet, dass die über diese strasse 
erschlossenen, heute bestehenden parkplätze weiterhin bedient werden kön-
nen. mit dieser massnahme kann sichergestellt werden, dass quartierfremder 
Verkehr abgehalten wird. die kontrolle dieser massnahme durch die stadt-
polizei ist in der tat anspruchsvoll, aber machbar. dank dieser signalisation 
bleibt die Zufahrt zum Bahnhof und zur post, wie in der initiative gefordert, 
gewährleistet.
der vorstehende pragmatische Umsetzungsvorschlag der Volksinitiative ist 
bestimmt keine ideallösung, sondern ein realistischer erster schritt zum ge-
forderten attraktiven Zentrum von Uster. der Bahnhofplatz resp. die Bank-
strasse erfährt eine verkehrliche Beruhigung und Aufwertung, die auch dem 
öffentlichen Verkehr entgegenkommt. der durch die Aufhebung der parkfelder 
frei werdende raum kann einer neuen nutzung zugeführt werden; sei es als 
erweiterung der Gartenrestaurants, des Aufenthaltsbereiches für die Zufuss-
gehenden oder aber auch als langfristige platzreserve für die in Zukunft benö-
tigten zusätzlichen Busanlegekanten.
Aber auch die nachteile seien erwähnt: trotz der Verbannung des durch-
gangsverkehrs aus der Bankstrasse bleibt das Zentrum von Uster aufgrund der 
sehr hohen Anzahl von Abstellplätzen Ziel und Quelle für Autofahrende. dieser 
gesamte Verkehr wird neu über die Achse Bankstrasse–poststrasse–Gerichts-
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strasse resp. Webern-/tannenzaunstrasse abgewickelt. dadurch entsteht auf 
diesen strassen für die Zufussgehenden keine Verbesserung, sondern eine 
Verschlechterung gegenüber der heutigen situation. insbesondere bei der 
sehr schmal dimensionierten tannenzaunstrasse kann dies zu kritischen Be-
gegnungsfällen führen. 
die kosten, welche dieses konzept verursacht, sind von untergeordneter Be-
deutung (signalisationsänderung, Ausfall parkplatzgebühr, administrativer 
Aufwand).

c) Weiteres Vorgehen
stimmt der souverän der Vorlage zu, wird die Abteilung sicherheit der stadt 
Uster zusammen mit der kantonspolizei die aufgezeigten Verkehrsanordnun-
gen bei der sicherheitsdirektion des kantons Zürich beantragen. die im situ-
ationsplan aufgezeigten nutzungsideen auf dem Gebiet der aufzuhebenden 
parkplätze an der Bankstrasse werden in Absprache mit den Betroffenen kon-
kretisiert und angeordnet. Anhand der Baubewilligungsakten werden bei den 
privaten Grundstücken die bewilligten Abstellplätze ermittelt, damit die ent-
sprechenden Berechtigungskarten ausgehändigt werden können.

meinUnG der mehrheit des GemeinderAtes

Ein Schritt zu einem attraktiven Zentrum
die Bahn- und laufkundschaft im Bahnhofareal beträgt rund 45’000 perso-
nen täglich. Wenn mit einer fussgängerfreundlichen Ausgestaltung nur ein teil 
 davon ins Zentrum gelockt werden kann, kommt man dem Ziel eines von allen 
gewünschten lebhaften Zentrums einen schritt näher.

mit der Umsetzungsvorlage zur Volksinitiative «Für ein fussgängerfreundliches 
Zentrum» liegt eine ausgewogene und pragmatische lösung auf dem tisch. 
die Vorlage ist einfach und genial zugleich: Auf der Bankstrasse zwischen 
mcdonalds und Bezirkssparkasse (also vor dem Bahnhof) soll neu ein Ver-
bot für motorfahrzeuge gelten; Bus, taxi, Güterumschlag und Berechtigte mit 
Bewilligung sind zugelassen. damit wird die heute unzumutbare situation an 
der Bankstrasse beim Bushof massiv entschärft: das Queren der Bankstrasse 
gleicht dort oft einem spiessrutenlauf, tödliche Unfälle an dieser stelle spre-
chen eine traurige sprache. insbesondere für die schwächeren Verkehrsteil-
nehmer wird die situation deutlich sicherer.
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Gleichzeitig bleiben die wichtigsten punkte wie post, Bahnhof aber auch de-
tailhandelsgeschäfte weiterhin erreichbar. der durchgangsverkehr, der auf der 
Bankstrasse rund einen drittel beträgt und nichts im Zentrum zu suchen hat, 
kann aber aus dem Zentrum verbannt werden. die Umsetzungsvorlage zur 
initiative legt ein intelligentes und realistisches Verkehrssystem vor, welches 
das heutige «Verkehrsgewurstel» im Ustermer Zentrum ablösen soll. 

Behauptungen, die Vorlage sei «zu wenig durchdacht und ausgereift» oder 
dass sie vor dem Bahnhof zu «einem chaos führen» würde, können nicht mit 
Fakten untermauert werden. die mehrheit des Gemeinderats ist der meinung, 
dass das vorgeschlagene system zweifelsohne funktioniert. ein weitgehend 
autofreies Zentrum, wie von manchen seiten gefordert, ist kurzfristig nicht 
umsetzbar. Wir haben unsere post mitten im Zentrum und sie muss mit dem 
Auto erreichbar bleiben. ein autofreies Zentrum bedingt also entweder die 
Verlegung der post an einen standort mit direktem Anschluss an die Zürich-
strasse oder einen neuen, vielleicht sogar unterirdischen Zugang an den heu-
tigen standort. Bis es soweit ist, bräuchte es noch viel vor allem auch noch 
grosse investitionen von privaten. solange soll aber nicht gewartet werden, 
um wenigstens einen schritt richtung attraktives Zentrum zu machen. die 
Umsetzungsvorlage zur initiative ist deshalb der erste richtige und wichtige 
schritt hierzu und verdient die Unterstützung.

Sagen Sie deshalb JA zum Beschluss des Gemeinderates vom  
23. Januar 2012 (Umsetzungsvorlage zur Volksinitiative «Für ein 
fussgängerfreundliches Zentrum»)

meinUnG der minderheit des GemeinderAtes

(Weil vorliegend ein Behördenreferendum eingereicht wurde, deckt sich die 
meinung der minderheit des Gemeinderates mit derjenigen der Vertreter des 
Behördenreferendums, vgl. unten «meinung der Vertreter des Behördenrefe-
rendums»)

meinUnG der Vertreter des BehördenreFerendUms 

im Februar 2010 wurde der stadtverwaltung die initiative «Für ein fussgänger-
freundliches Zentrum» eingereicht, die am 4. oktober 2010 vom Gemeinderat 
gegen den Willen der sVp/edU-Fraktion und der Fdp/JFU-Fraktion unterstützt 
wurde. damit erhielt der stadtrat den verbindlichen Auftrag, die initiative mit 
einer entsprechenden Vorlage umzusetzen.
entgegen dem Antrag des stadtrates wurde diese Umsetzungsvorlage vom 
Gemeinderat am 23. Januar 2012 angenommen. die sVp/edU- und Fdp/JFU-
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Fraktion sowie der Vertreter der sd haben am 14. Februar 2012 das Behör-
denreferendum eingereicht. so können am 23. september 2012 die Ustermer 
stimmberechtigten über die Umsetzungsvorlage zur initiative entscheiden.

Nicht durchdacht und nicht ausgereift
eine Fussgängerzone muss gänzlich verkehrsfrei sein. die Umsetzungsvorlage 
zur initiative sieht ein allgemeines Fahrverbot für motorfahrzeuge vor, gestat-
tet aber die Fahrten für Anwohnende, Zulieferer, Busse, taxis und Fahrräder. 
Ausserdem sollen die Zufahrten zum Bahnhof und zur post gewährleistet sein. 
Zu all dem wurde von den initianten auch nicht erwähnt, dass bestehen-
de kundenparkplätze, das parkhaus im kern nord, die parkplätze im Geviert 
poststrasse/Webernstrasse und der Jelmoli-parkplatz teilweise über eine Be-
standesgarantie verfügen und auch bei einem Fahrverbot angefahren werden 
dürfen. das ist das Gegenteil von einer Verkehrsberuhigung. das chaos ist 
vorprogrammiert und das Fahrverbot polizeilich praktisch nicht durchsetzbar. 
die situation wird weder für die Fussgänger noch für den Verkehr verbessert.

Gewerbeverband unterstützt das Referendum
die Geschäfte im Zentrum mit ihrem vielfältigen Angebot sind bei einer An-
nahme der Umsetzungsvorlage zur initiative wesentlich schlechter erreichbar. 
Umsatzeinbussen sind für einzelne Geschäfte, das zeigt auch die erfahrung in 
anderen städten, nicht zu verkraften. Viele bangen um ihre existenz. deshalb 
sagt auch der Gewerbeverband nein zur Umsetzungsvorlage. die erreichbar-
keit der Geschäfte im Zentrum muss, wenn ein Fahrverbot ausgesprochen 
wird, über entsprechende parkplätze und -häuser in unmittelbarer Umgebung 
sichergestellt sein. es darf nicht vergessen werden, dass das Ustermer Zen-
trum auch in konkurrenz zu den einkaufszentren Volkiland und Glattzentrum 
steht. diese sind von Uster aus schnell erreichbar und stellen (teilweise sogar 
gratis) grosszügig parkplätze zur Verfügung.

Die Umsetzungsvorlage verhindert die Zentrumsentwicklung
die stadt, der detailhandel, der Gewerbeverband und das Wirtschaftsforum 
Uster setzen sich für das Gesamtkonzept «Attraktives Zentrum Uster» ein. die 
Annahme der Umsetzungsvorlage zur initiative gefährdet diese Zukunftsvision 
und könnte zukünftige investoren abschrecken. die studie des Wirtschafts-
forums Uster zeigt auf, wie Uster längerfristig zu einem attraktiven Zentrum 
kommen kann. die Gebietsentwicklung im Zentrum ist Voraussetzung für ei-
nen weiteren schritt zur Fussgängerzone.
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die Forderung nach einem attraktiven Zentrum in Uster ist ein allgemein an-
erkanntes Anliegen. dazu ist ein fussgängerfreundliches Verkehrsregime wich-
tig. seit 1988 wurden im Zentrum bereits 5 millionen Franken aufgewendet, 
um die sicherheit der Fussgänger zu verbessern. mit tempo-30-Zonen und 
den Begegnungszonen mit tempo 20, in denen die zu Fuss Gehenden Vortritt 
haben, ist das Ustermer Zentrum bereits fussgängerfreundlich und eine gute 
übergangslösung, bis ein attraktives Zentrum als gemeinsame, tragfähige lö-
sung realisiert ist.

Sagen Sie deshalb NEIN zum Beschluss des Gemeinderates vom  
23. Januar 2012 (Umsetzungsvorlage zur Volksinitiative «Für ein 
fussgängerfreundliches Zentrum»)

meinUnG des stAdtrAtes

die Forderung nach einem attraktiven Zentrum in Uster ist ein allgemein an-
erkanntes Anliegen. dazu ist ein fussgängerfreundliches Verkehrsregime ein 
wichtiger trittstein. die vorstehende Umsetzungsvorlage behandelt diese ver-
kehrlichen Aspekte auf der Basis der eingereichten Volksinitiative, welche der 
stadtrat aber nicht als zielführend erachtet. das hauptproblem der Umset-
zungsvorlage liegt bei den bestehenden kundenparkplätzen, welche bis zur 
realisierung anderweitiger baulicher lösungen eine Bestandesgarantie haben. 
es sind dies insbesondere das parkhaus im kern nord sowie die parkplätze 
im Geviert poststrasse/Webernstrasse und der sogenannte Jelmoli-parkplatz. 
erst wenn für diese parkplätze ersatz geschaffen wird, können die berech-
tigten Forderungen des fussgängerfreundlichen Zentrums realisiert werden. 
der stadtrat hat dem Gemeinderat als Alternative zur vorstehenden initiative 
ein zukunftsträchtiges konzept unterbreitet. dieses sieht vor, dass in Zukunft 
die heute bestehenden parkplätze mit geeigneten baulichen und organisato-
rischen massnahmen direkt von der Zürichstrasse her erschlossen oder in ein 
noch zu bauendes öffentliches parkhaus verlegt werden. Aus diesem Grunde 
beantragte der stadtrat dem Gemeinderat, die Umsetzungsvorlage der initia-
tive abzulehnen.

Sagen Sie deshalb NEIN zum Beschluss des Gemeinderates vom  
23. Januar 2012 (Umsetzungsvorlage zur Volksinitiative «Für ein 
fussgängerfreundliches Zentrum»)
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ABstimmUnGsempFehlUnG

der Gemeinderat hat die Umsetzungsvorlage zur Volksinitiative «Für ein fuss-
gängerfreundliches Zentrum» am 23. Januar 2012 mit 17 Ja- zu 16 nein-stim-
men angenommen. 

Die	Mehrheit	des	Gemeinderates	empfiehlt	die	Annahme	der	Umsetzungsvor-
lage zur Volksinitiatve «Für ein fussgängerfreundliches Zentrum» . 

die Vertreter des referendumskomitees (minderheit des Gemeinderates) so-
wie der stadtrat empfehlen die Ablehnung der Umsetzungsvorlage zur Volks-
nitiative «Für ein fussgängerfreundliches Zentrum».



www.uster.ch


